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Der Bundeskanzler 
BK 765/49 


Bonn, den 7 . Dezember 1949 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anliegend übersende ich 

den Entwurf eines Gesetzes zur Erstreckung 
und zur Verlängerung der Geltungsdauer des 
Bewirtschaftungsnotgesetzes, des Gesetzes zur 
Deckung der Kosten für den Umsatz 
er nähru ngs wirtschaftlicher Waren und des 
Preisgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundesrat har zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 23. November 1949 nach 
der Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Erstrediung und zur Verlängerung der Geltungsdauer 
des Bewirtschaftungsnotgesetzes, des Gesetzes zur Deckung 
der Kosten für den Umsatz ernährungswirtschaftlicher 
Waren und des Preisgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrats das folgende 
Gesetz beschlossen: 


§ 1 

(1) Die unter Nr. 1 bis 5 bezeichneten Gesetze und Verordnungen des 
Wirtschaftsrates des Vereinigten Wirtschaftsgebietes v^erden in den 
Ländern Baden, Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern 
so\vie in dem bayerischen Kreis Lindau in Kraft gesetzt. Die Gel- 
tungsdauer dieser Gesetze und Verordnungen wird für das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland bis zum 30. September 1950 ver- 
längert: 

1. Gesetz über Notmaßnahmen auf dem Gebiet der Wirtschaft, der 
Ernährung und des Verkehrs (Bev^irtschaftungsnotgesetz) vom 
30. Oktober 1947 (WiGBl.1948 S. 3) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Bewirtschaftungsnotgesetzes vom 5. August 
1948 (WiGBl.S. 82), des § 1 des Zweiten Gesetzes über den vor- 
läufigen Aufbau der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes (Zweites Überleitungsgesetz) vom 19. Januar 1949 (WiGBl. 
S. 9), des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bewirtschaftungs- 
notgesetzes vom 25. Februar 1949 (WiGBl. S. 17) sowie des Ge- 
setzes zur Vereinfachung des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschafts- 
strafgesetz) vom 26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) mit der Maßgabe, 
daß § 33 Absatz 1 in den Ländern Baden, Rheinland-Pfalz und 
Württemberg-Hohenzollern sowie in dem bayerischen Kreis 
Lindau keine Anwendung findet; 

2. Erste Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über Notmaß- 
nahmen auf dem Gebiet der Wirtschaft, der Ernährung und des 
Verkehrs (Bewirtschaftungsnotgesetz) vom 18. Dezember 1947 
(WiGBl. 1948 S. 7) in der Fassung der Verordnung zur Änderung der 
Ersten Durchführungsverordnung zum Bewirtschaftungsnotgesetz 
vom 1. Juli 1948 (WiGBl. S. 64); 
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3. Zweite Verordnung zur Durchführung des Bewirtschaftungs- 
notgesetzes vom 23. April 1948 (WiGBl. S. 37) in der Fassung des 
Gesetzes zur Vereinfachung des Wirtschaftsstrafrechts (Wirt- 
schaftsstrafgesetz) vom 26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193); 

4. Gesetz zur Deckung der Kosten für den Umsatz ernährungswirt- 
schaftlicher Waren vom 3. November 1948 (WiGBl. S. 117) mit 
der Maßgabe, daß Ausgleichsabgaben auch bei hochwertigen 
Fischen und Fischerzeugnissen erhoben werden können; 

5. Übergangsgesetz über Preisbildung und Preisüberwachung 
(Preisgesetz) vom 10. April 1948 (WiGBl. S. 27) / Gesetz zur Ver- 
längerung des Übergangsgesetzes über Preisbildung und Preis- 
überwachung (Preisgesetz) vom 3. Februar 1949 (WiGBl. S. 14). 

(2) Die Dritte Verordnung zur Durchführung des Bewirtschaf- 
tungsnotgesetzes (Kraftfahrzeugbenutzungsverordnung) vom 28. De- 
zember 1948 (WiGBl. 1949 S. 1) tritt am 31. Dezember 1949 außer 
Kraft. 


(1) Anordnungen der Bundesminister auf Grund der in § 1 Ab- 
satz 1 genannten Gesetze und Verordnungen bedürfen nicht der 
Zustimmung des Bundesrats. 

(2) Soweit die in § 1 Absatz 1 genannten Gesetze und Verord- 
nungen von den Ländern als eigene Angelegenheit ausgeführt wer- 
den, kann die Bundesregierung für besondere Fälle Einzelweisungen 
erteilen. Sie sind, außer wenn die Bundesregierung den Fall für 
dringlich erachtet, an die fachlich zuständigen obersten Landes- 
behörden zu richten. 


§ 3 

(1) Soweit die in § 1 Absatz 1 genannten Gesetze und Verordnungen 
ein Amtsblatt einer Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
als Verkündungsblatt bestimmen, tritt an seine Stelle der Bundes- 
anzeiger. 

(2) Hiervon abweichexid können verkündet werden: 

a) Tarife des Post- und Fernmeldewesens im Amtsblatt des 
Bundespostministeriums, 

b) Eisenbahntarife im Tarif- und Verkehrsanzeiger der Eisen- 
bahnen des Öffentlichen Verkehrs im Bundesgebiet, 

c) andere Verkehrstarife einschließlich der Tarife der Spedition 
und Lagerei und der Abgabentarife der Schiffahrt im Ver- 
kehrsblatt des Bundes. 

(3) An Stelle der Veröffentlichung nach Absatz 2 reicht es aus, 
wenn ohne Bekanntgabe des vollen Wortlauts das In- oder 
Außerkrafttreten des Tarifs sowie seine Änderung und Ergänzung 
unter genauer Bezeichnung des Tarifs, seiner Fundstelle und des 
Bezugsnachweises dafür in den in Absatz 2 bezeichneten Amtsblät- 
tern bekanntgemacht werden. 
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(4) Wird ein für eine bestimmte Zeit eingeführter Tarif gemäß 
Absatz 3 unter Angabe seiner Geltungsdauer bekannt gemacht, so 
braucht sein Außerkrafttreten nach dem Zeitablauf nicht bekannt- 
gemacht zu werden. 


§ 4 

Der zuständige Bundesminister ist ermächtigt, die in § 1 Ab- 
satz 1 genannten Gesetze und Verordnungen unter Berücksichtigung 
der Artikel 122 und 129 des Grundgesetzes in der jetzt geltenden 
Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen und dabei die Pa- 
ragraphenfolge zu ändern und Berichtigungen vorzunehmen. Diese 
Ermächtigung steht in Ansehung des Bewirtschaftungsnotgesetzes 
den Bundesministern für Wirtschaft, für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und für Verkehr gemeinsam zu. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach seiner VerkündunP' in 
Kraft. 
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Begründung 


I. 

1. Am 22. Juni 1949 hatte der Verwaltungsrat dem Wirtschaftsrat 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes den Entwurf eines Gesetzes 
zur Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Bewirtschaftungsnotge- 
setzes für Erzeugnisse der Landwirtschaft und Fischerei sowie des 
Gesetzes zur Deckung der Kosten für den Umsatz ernährungs wirt- 
schaftlicher Waren mit folgender Begründung vorgelegt (Wirt- 
schaftsratsdrucksache Nr. 1405): 

Das Bewirtschaftungsnotgesetz, die Zweite Durchführungsver- 
ordnung und das Kostendeckungsgesetz treten bestimmungs- 
gemäß am 31. Dezember 1949 außer Kraft. In der Landwirt- 
schaft und in der Ernährungswirtschaft fängt das Wirtschafts- 
jahr mit dem Beginn der Ernte landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
an. Dieser Zeitpunkt ist im allgemeinen der 1. Juli, bei Hack- 
früchten jedoch der 1. Oktober. Infolgedessen haben die jetzt 
für das Wirtschaftsjahr 1949/50 vom Direktor der Verwaltung 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten aufzustellenden 
Bewirtschaftungsanordnungen nur noch eine Rechtsgrundlage 
für das erste Halbjahr, während für das zweite Halbjahr eine 
gesetzliche Bestimmung fehlt. 

Das Wirtschaftsprogramm ist notwendigerweise auf das ganze 
Wirtschaftsjahr abgestellt. Es bedarf daher einer Verlängerung 
des Zeitpunktes des Außerkrafttretens der obengenannten Ge- 
setze bis zum Ende des kommenden Wirtschaftsjahres, d. h. 
bis zum 30. September 1950. 

In der 39. Vollversammlung vom 21. Juli 1949 hatte der Wirt- 
schaftsrat beschlossen, die Entscheidung über diesen Gesetzentwurf 
dem Bund zu überlassen. Der Gesetzentwurf steht auf der von dem 
Juristischen Ausschuß der Ministerpräsidenten der Länder aufge- 
stellten Dringlichkeitsliste. Die in der Vorlage an den Wirtschaftsrat 
auf geführten Gründe für eine Verlängerung der Geltungsdauer des 
Bewirtschaftungsnotgesetzes für Erzeugnisse der Landwirtschaft 
und Fischerei sowie des damit zusammenhängenden Gesetzes zur 
Deckung der Kosten für den Umsatz ernährungswirtschaftlicher 
Waren bestehen unverändert weiter. 
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Auch für gewerbliche Rohstoffe und Güter bedarf es einer kurz- 
fristigen Verlängerung des geltenden Bewirtschaftungsrechts. Der 
auf dem gewerblichen Sektor durchgeführte Abbau der zwangs- 
wirtschaftlichen Vorschriften hat die Verbraucher vollständig und 
die Wirtschaft weitgehend von verwaltungsmäßigen Herstellungs-, 
Lieferungs-, Bezugs- und Verwendungsbeschränkungen befreit. 
Doch müssen aus zum Teil außerhalb des Fachgebietes liegenden 
Gründen für gewisse Güter vorläufig noch Bewirtschaftungsvor- 
schriften aufrecht erhalten bleiben (z. B. für Edelmetalle, Wälz- 
lager, Mineralöle, teilweise für chemische Grundstoffe). Zur Be- 
hebung etwa auf tretender akuter Notstände wie auch zur Kontrolle 
angeordneter Produktionsbeschränkungen für einzelne Industrie- 
gruppen ist eine Rechtsgrundlage weiterhin nötig. Für die laufen- 
den fachstatistischen Erhebungen, deren Auswertung als Grundlage 
für die Verhandlungen im Rahmen des Marshall-Plans und die 
eigenen wirtschaftspolitischen Entscheidungen zur Ergänzung der 
allgemeinen Industriestatistik unentbehrlich ist, bedarf es noch der 
besonderen Rechtsgrundlage des Bewirtschaftungsnotgesetzes. 

Die Vorbereitungen für eine gesetzliche Neuregelung sind vor 
längerer Zeit auf genommen worden. Sie bedürfen aber noch einer 
Abstimmung mit den Ländern sowie des weiteren Anhörens von 
Sachverständigen aus der wirtschaftlichen Praxis. Die bis zum 
Ablauftermin des Bewirtschaftungsnotgesetzes vorhandene Zeit ge- 
nügt nicht für eine eingehende Behandlung dieser wichtigen Fragen 
Rurch die gesetzgebenden Körperschaften. Die beantragte Ver- 
längerung soll als Übergangsmaßnahme diese Zeitspanne über- 
brücken und die für die Landwirtschaft und den gewerblichen 
Sektor vorhandene gemeinsame Rechtsgrundlage aufrecht erhalten. 
Die geltenden Bewirtschaftungsanordnungen der Direktoren des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes werden inzwischen mit dem Ziel 
eines weiteren Abbaues entbehrlicher Zwangsvorschriften überprüft 
werden. Auf Grund der gesammelten Erfahrungen und der wirt- 
schaftlichen Entwicklung im Winter sollen Entwürfe von neuen 
Gesetzen zur Regelung der restlichen Bewirtschaftungsangelegen- 
heiten den gesetzgebenden Körperschaften rechtzeitig vorgelegt 
werden. 

2. Für das Gebiet des Verkehrs ist zwar eine Verlängerung der 
Bestimmungen des Bewirtschaftungsnotgesetzes entbehrlich, da die 
wenigen Verkehrsvorschriften, die das Bewirtschaftungsnotgesetz 
zur Rechtsgrundlage haben (Dritte Verordnung zur Durchführung 
des Bewirtschaftungsnotgesetzes (Kraftfahrzeugbenutzungsverord- 
nung)) vom 28, Dezember 1948 (WiGBl. 1949 S, 1), mit Ende 
des Jahres 1949 auslaufen können. Von einer ausdrücklichen Auf- 
hebung der diesbezüglichen Gesetzesvorschrift kann jedoch abge- 
sehen werden. 

3. Da bei dem Umsatz der noch bewirtschafteten Waren zwangs- 
läufig Kosten entstehen, ist die Verlängerung des Kostendeckungs- 
gesetzes notwendig. Die Bewirtschaftung von Fischen wird zwar 
aufgehoben; die Beibehaltung der Ausgleichsabgaben für hochwer- 
tige Fische und Fischerzeugnisse ist jedoch geboten, um mit 
Hilfe der hierdurch erzielten Geldmittel eine Entschädigung an 
die Reeder und damit eine Infahrthaltung überalterter Fischdamp- 
fer zu ermöglichen. 

4. Auch auf dem Preisgebiet hat der Abbau der Zwangswirt- 
schaft es ermöglicht, zahlreiche Güter freizugeben; doch muß vor- 
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läufig noch ein Teil der Preisvorschriften aufrechterhalten blei- 
ben; so besonders für die Grundstoffe, die Grundstoffindustrien, 
für die Ernährungswirtschaft, die Mieten und die Beförderungs- 
tarife. Darüber hinaus ist es erforderlich, die Preisentwicklung 
laufend zu beobachten. Wenn auch hier die Zwangsv/irtschaft 
durch Beseitigung aller entbehrlichen Preis Vorschriften und be- 
hördlichen Regelungen weiterhin abgebaut werden soll, so muß 
doch eine Rechtsgrundlage auch künftig vorhanden sein, um auf 
den noch geregelten Gebieten die Preise ändern und zur Besei- 
tigung auftretender Mißstände auf Einzelgebieten regelnd eingreiCen 
zu können. Eine Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Preis- 
gesetzes ist daher geboten. 


II. 

Im einzelnen wird zu den Bestimmungen des Gesetzes folgendes 
bemerkt: 

Zu § 1: 

Die Erstreckung des Geltungsbereiches der in § 1 Absatz 1 ge- 
nannten Rechtsvorschriften auf die Länder Baden, Rheinland-Pfalz 
und Württemberg-Kohcnzollc-rn sowie den bayerischen Kreis Lindau 
ist im Interesse der Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet vorge- 
sehen, sofern diese Rechtsvorschriften nicht inzwischen auf Grund 
des Artikel 127 des Grundgesetzes eingeführt sind. 

Der § 33 Absatz 1 des Bewirtschaftungsnotgesetzes soll dagegen 
in diesen Ländern und dem bayerischen Kreis Lindau keine .An- 
wendung finden. Dieser Paragraph bestimmt, daß die vor dem. 
10. Juni 1947 erlassenen Bev/irtschaftungsvorschriften spätestens 
am 30. Juni resp. 30. September 1948 außer Kraft treten. Um in der 
Übergangszeit einen rechtlosen Zustand zu vermeiden, sollen in 
diesen Gebieten die alten Bestimmungen nicht automatisch mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ihre Geltung verlieren. Die 
Rechtsangleichung wird durch besondere Anordnungen durchgeführt 
werden. 

Wegen der Fassung des § 6 Absatz 2 der Kraftfahrzeugbenut- 
zungsverordnung (,.Sie tritt gleichzeitig mit dem Bewirtschaftungs- 
notgesetz außer Kraft“) ist es erforderlich, diese Verordnung, die 
von vornherein als eine zeitlich befristete Anordnung beabsichtigt 
war, mit Ablauf des für ihre Dauer in Aussicht genommenen Zeit- 
raumes am 31. Dezember 1949 ausdrücklich außer Kraft zu setzen. 

Zu § 2: 

Schon nach den im § 1 Absatz 1 genannten Gesetzen und Ver- 
ordnungen ist es rechtens, daß die Vertreter der Länder bei den 
Anordnungen der Direktoren der Verwaltungen des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes nicht zuzustimmen brauchen, sondern zu hören 
sind. Mit Rücksicht auf Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes 
erscheint es im Interesse einer gesetzlichen Klarstellung geboten, 
diese Regelung im Gesetz niederzulegen. 

Soweit die Gesetze und Verordnungen Bestimmungen darüber 
enthalten, daß die Direktoren der Verwaltungen des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes allgemeine Weisungen den Länderverwaltun- 
gen gegenüber erteilen können, bedarf es, sofern die Länder die 
Gesetze als eigene Angelegenheiten ausführen, der ausdrücklichen 
Anpassung dieser Bestimmungen an Artikel 84 Absatz 5 des 
Grundgesetzes. 
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Zu § 3: 

Die in den in § 1 Absatz 1 genannten Vorschriften enthaltenen 
Verkündungsbestimmungen werden mit den Bestimmungen des 
Entwurfs eines Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverord- 
nungen in Einklang gebracht. 

Zu § 4: 

Die bei einem Teil der in § 1 Absatz 1 genannten Vorschriften 
bereits früher erteilte Ermächtigung zur Bekanntmachung dieser 
Vorschriften in der neuen Fassung wird lediglich wiederholt und 
auf die sonstigen Gesetze ausgedehnt. 
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Anlage 2 


Deutscher Bundesrat 


Bonn, den 23. November 1949 


Lfd. Nr. 200 
W 13 — 74 (1) 


An den 

Herrn Bundeskanzler 

Bonn, Koblenzer Straße 150 — 160 


Betr. Vorlage der Bundesregierung betr. den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Erstreckung und Verlängerung der Geltungsdauer 
des Bewirtschaftungsnotgesetzes,; des Gesetzes zur Deckung 
der Kosten für den Umsatz ernährungswirtschaftlicher Wa- 
ren und des Preisgesetzes. 

per Deutsche Bundesrat hat in seiner heutigen 8. Sitzung be- 
schlossen, der ihm gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG von der Bundes- 
regierung am 2. November 1949 zugestellten Vorlage betr. den 
Entwurf eines 

Gesetzes zur Erstreckung und Verlängerung der Geltungs- 
dauer des Bewirtschaftungsnotgesetzes, des Gesetzes zur 
Deckung der Kosten für den Umsatz ernährungswirtschaft- 
licher Waren und des Preisgesetzes 

mit der Maßgabe zuzustimmen, daß 

1. der § 2 Absatz 1 des Gesetzentwurfes ganz und 

2. im letzten Satz des Absatzes 2 des § 2 die Worte „außer wenn 
die Bundesregierung den Fall für dringlich erachtet“ gestrichen 
werden sowie 

3. der Halbsatz in Ziffer 4 des Absatzes (1) des § 1 hinter den 
Worten „mit der Maßgabe“ folgende Fassung erhält: 

,, , daß Ausgleichsabgaben auch für nicht bewirtschaftete 
Fische und Fischerzeugnisse erhoben werden können.“ 

Darüber hinaus wird angeregt, im § 1 Absatz (1) Satz 2 des Be- 
wirtschaftungsnotgesetzes hinter die Worte ,,Ein- und Ausfuhr“ 
die Worte „sowie den Interzonenhandel“ einzufügen. 


Arnold 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zur Entschließung des Bundesrates 


Zu 1: 

Der vom Bundesrat empfohlenen Streichung des § 2 Absatz 1 kann die 
Bundesregierung nicht zustimmen. Die Streichung würde zur 
Folge haben, daß jede Anordnung der Bundesminister in Zukunft 
der Zustimmung des Bundesrats bedürfte. Dies würde für die 
praktische Handhabung der Bewirtschaftung und der Preisregelung 
erhebliche Schwierigkeiten mit sich bringen. 

Zu 2 und 3: 

Den Empfehlungen des Bundesrats stimmt die Bundesregie- 
rung zu. 

Zum letzten Absatz der Entschließung des Bunde.srats: 

Der Anregung des Bundesrats, in § 1 des BNG hinter die Worte 
„Ein- und Ausfuhr“ die Worte „sowie den Intcrzonenhandel“ ein- 
zufügen, stimmt die Bundesregierung zu. 

Zu § 3 des Gesetzentwurfs: 

Falls das vom Bundestag am 2. Dezember 1949 in zweiter und 
dritter Lesung beschlossene Gesetz über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen vor der dritten Lesung dieses Gesetzentwurfs 
verkündet wird, ist § 3 zu streichen. 


10 



